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Amtlicher Teil .
Die dritte Aenderung der Vesoldungs -

ordnung.
** Bei der Beratung der Vorlage wegen der Neuregelung

der Besoldungsbezüge der Beamten im Haushaltsausschutz
wurde vom Finanzministerium beantragt , auf die mit Wir¬
kung vom 1 . April 1922 in Kraft tretende Erhöhung der Be¬
amtenbezüge den Beamten schon jetzt Vorschüsse zu be¬
willigen, da die Berechnung und Anweisung der neuen Bezüge
pach der Genehmigung des Gesetzes immerhin eine gewisse
Leit in Anspruch nehme und es anderseits bei der ständig
steigenden Teuerung dringend nötig sei , die Aufbefferung den
Beamten mit grötzter Beschleunigung zukommen zu lassen.

Als Vorschüsse für die Zeit vom 1. April bis 80. Juni 1922
Wurden folgende Beträge vorgeschlagen:

1 . für planmäßige Beanitr und zwar :
für vrrheiratete für ledige

in Gruppe I —V 2 300 SR . 1700 M .
„ „ VI - XI 2 600 „ 2000 .
, „ XII u . darüber 3 000 „ 2 400 „

2 . für außerplanmäßige Beamte :
für verheiratete für ledige

in Gruppe I - V 2200 M . 1600 3»
„ . VI - X 2500 „ 1900 „

3. Kinderzuschlag für Kinder , für die nach 8 l5 Besoldungs¬
gesetz ein Kinderzuschlag zu zahlen ist, ISO M .

Auch die Beamten , die ihr Diensteinkommen nwnatlich er¬
halten , sollen die gleichen Beträge erhalten . Der Haushalts¬
ausschutz erklärte sich mit der sofortigen Bezahlung der Vor¬
schüsse einverstanden . Das Finanzministerium hat angeord¬
net, datz diese Vorschüsie zum größten Teil noch im Laufe die¬
ser Woche, unter allen Umständen aber noch vor den Oster¬
feiertagen den Beamten ausbezahlt werden.

-- j

Mobnungen für versetzte Beamte .
** Wegen der im ganzen Lande Baden herrschenden gro¬

ßen Wohnungsnot stützt seit geraumer Zeit die Unterbringung
versetzter Beamter auf große Schwierigkeiten . Der versetzte
Beamte mutz aber im öffentlichen Jntereffe in seinem neuen
Dienstort rechtzeitig eine geeignete Wohnung erhalten . Die
Bestimmungen , die bisher wegen der Unterbringung versetzter
Beamter ergangen waren , haben sich als nicht ausreichend er¬
wiesen. Deshalb hat das Arbeitsministerium mit einem Rund¬
erlatz an die Bezirksämter mit Zustimmung des Reichsar¬
beitsministers folgende grundsätzliche Anordnung ge¬
troffen :

«Die bei Versetzungen und Todesfällen von Reichs- und
Staatsbeamten einschließlich der Lehrer , sowie von Militär¬
personen freiwerdenden Wohnungen sind von der Gemeinde¬
behörde (Wohnungsamt ) zunächst dem Dienstnachfolger anzu¬
bieten und zuzuweisen . Übernimmt der Dienstnachfolger die
Wohnung seines Dienstvorgängers nicht, so erlangt die Ge¬
meindebehörde (Wohnungsamt ) die freie Verfügung über
diese Wohnung. Sie hat aber die Verpflichtung , innerhalb
einer Frist von 3 Monaten für den Dienstnachfolger eine ge¬
eignete freie Wohnung bereit zu stellen und ste ihm zuzu¬
weisen.

Ist für den versetzten Bearnten kein Dienstnachfolger be¬
stimmt, so hat die Gemeindebehörde (Wohnungsamt ) die frei¬
werdende Wohnung einem anderen versetzten Beamten — und
»war möglichst des gleichen Verwaltungszweiges — zuzu¬
weisen.

"

Die Aussichten kür ein
Laarparlament .

Von ihrem saarländischen Korrespondenten
wird der „ReichskorrespondenA Nord -Süd " ge¬
schrieben : Die Aussichten für ein Saarparlament in
dem Sinne , wie es die politischen Parteien , die wirtschaftlichen
Organisationen , und die kommunalen Körperschaften des Saar¬
gebiets in letzter Zeit mit aller Deutlichkeit unter eingehender
Begründung gefordert haben , scheinen keine besonder »
günstigen zu sein . Dies zeigte uns schon eine erste, an¬
scheinend vom Völkerbundsekretariat ausgegangene Informa¬
tion, die vor etwa 14 Tagen durch die Preffe ging.

Es ist nicht zu verkennen , datz gerade die unglückliche , eher
autokratisch als demokratisch inspirierte Fassung , die der Völ¬
kerbund dem Saarstatut irn Versailler Vertrag gegeben hat,
den Gegnern einer gewählten , wirklich demokra »
tisch organisierten Volksvertretung im Saargebiek
manche Handhaben zu seiner Bekämpfung bietet . Dar kann
die Saarbevölkerung aber nicht abhalten , ihr moralisches Recht
auf eine wirkliche Volksvertretung mit allen Befugnissen einer
solchen in den modernen Kulturstaaten immer wieder nach-

Mit einer Beilage:

drücklich zu betonen . Der Versailler Vertrag hat sich schon in
so vielen Punkten als undurchführbar und abänderungsbe¬
dürftig erwiesen, daß wir nicht einzuseihen vermögen, warum
gerade das 'Saarstatut in dieser Hinsicht eine Ausnahme ma¬
chen sollte.

Der Völkerbund, der oberste Schirmherr des Saargebietes ,
der ausdrücklich im Saarstatut „das Wohl der Bevölkerung "
als oberstes Leitmotiv der Verwaltung des Saargebiets cha¬
rakterisiert , kann sich auf die Dauer der einmütigen
Forderung der Saarbevölkerung , ihr eige¬
nes Geschick in wirksamer Weife mit bestim¬
men zu wollen , nicht verschließen. Die Saarbevölkerung
hat mit Genugtuung festgestellt , datz sie in diesem ihkem Stre¬
ben nicht nur in der saarländischen und der übrigen deutschen
Presse, sondern auch in der ausländischen Verständnis und
Unterstützung gefunden hat . Mögen auch alle demokratisch
orientierten Parteien der dem Völkerbund angehörenden Län¬
der in diesem Sinne auf ihre Regierungen einwirken , datz
diese hinwiederum in Gens beim Völkerbund für die Durch¬
führung wahrer Deniokratie im Saargebiet eintreten .

Das Verlangen der Bevölkerung des Saargebiets nach einer
Volksvertretung , die der vom Rate des Völkerbunds ernannten
Regierungskommission an die Seite gestellt werden soll, ist
toährend der letzten Monate nicht nur im Saargebiet selbst im¬
mer lebhafter aufgetreten , sondern auch in den Kr - iien
des Völkerbundes einem wachsenden Ver¬
ständnis begegnet . Darauf ist es zurückzusiihren . vaß
der französische Vorsitzende der Regierungskommission Viktor
Rault sich endlich bereit gesunden hat, dem Gedanken einer
derartigen Zusammenarbeit zwischen Regierung und Volks¬
vertretung nahe zu treten . Herr Rault ist sogar kürzlich mit
zwei weiteren Mitgliedern der RegiernngSkommission auS
Saarbrücken 'nach Genf gekommen , um den zuständigen Beam¬
ten des Völkerbunds seine Gedanken über die Organisation
dieser Zusammenarbeit mit der Bevölkerung des Saargebietes
zu unterbreiten . Dieser Schritt scheint im Saargebiete
etwas weitgehende Erwartungen geweckt zu
heben , die vielleicht durch die weitere Entwicklung der An¬
gelegenheit eine empfindliche Enttäuschung erfah¬
ren werden.

Jedenfalls sind die spärlichen Auskünfte , die wir bisher in
Genf über den Besuch der Selbstherrscher des Saargebiets
erlangen konnten, wenig geeignet, die Hoffnungen der Saar¬
bevölkerung zu rechtfertigen. Herr Rault hat sich bischer, wie
man weiß, in erster Linie al» Vertreter der französischen
Interessen im Saarland angesehen ; die französische Regierung
hält sich aber streng an den Wortlaut des Versailler Vertrages .
Dieser Vertrag untersagt bis zur Vornahme der Volksabstim¬
mung im Fahre 1935 jede „ allgemeine Abstimmung " ; damit
sollte ursprünglich vielleicht nur verhindert werden , datz das
Saargebiet an den Wahlen zum Reichstag und zum preußi¬
schen Landtag teilnehme ; die französische Regie¬
rung hat jedoch die Bestimmung bisher dahin
auSgelegt , datz auch eine Gesamtabstimmung
derBevölkerungim engen Rahmen des Saar - '

gebietesselbstunzulässigsei ; sie stützt sich dabei auf
eine andere Vertragsbestimmung , wonach die Bevölkerung nur
ihre „ lokalen Vertretungen " behält . Jnbezug auf
die Befugnisse dieser örtlichen VertretungSkörperschaften ver¬
fügt der Vertrag weiterhin, daß sie von der Regierungskom¬
mission zur Abgabe eines Gutachten » einzuladen sind , so
oft sich die Notwendigkeit erweist, die bestehenden landeS- und
reichsgesetzlichen Bestimmungen zu ändern .

Der RogierungSkommisfion ist jedoch ausdrücklich das Recht
Vorbehalten, selbst das Verfahren zu bestimmen, nach dem die¬
ses Gutachten einzuholen ist und sie ist schließlich überhaupt
nicht an daS Gutachten gefunden , sondern entscheidet nach ei-
genem Gutdünken.

Auf diese Vorschriften des Versailler Beitrags gestützt,
scheint Herr Rault den Plan eines sogenannte » BerufS »
parlamentS auSgedacht zn haben, das sein unverbind¬
liches Gutachten über die ihm unterbreiteten Fragen der Ge¬
setzgebung abzugeben hat, dem jedoch keinerlei Initiative zur
Geltendmachung der Wünsche der Bevölkerung zusteht ; insbe¬
sondere würde diesem Scheinparlament keinerlei Recht zuge-
standen, eine Kontrolle über die Finanzverwaltung des Saar¬
gebiets auszuüben . Im übrigen wird die Politik des Herrn
Rault dadurch gekennzeichnet , datz sein Plan einer „Zusam¬
menarbeit " zwischen RegierungSkommissiou und «saarbevölke -
rung keinerlei Rücksicht nimmt auf den Wunsch der Bevölke¬
rung , wenigsten» ihren eigeneu Vertreter in der Regierung
selbst vorzuschlagen.

>. öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des

Dritte Minderung des
J Resoldungsgesetzes .

*
Der nunmehr vorliegende Entwurf einer dritte » ÄndernaO

des Besoldungsgesetzes sieht in enger Anlehnung ckn dich
Reichsgesetzgebung eine Erhöhung der Grundgehälter in der»
Besoldungsgruppe I bis XII in der Weise vor, datz die Er -
Höhung in den Gruppen I bis X mit geringen Schwankungen
dieselbe bleibt und in den Gruppen XI und XII abfällt . Bet
der Gruppe XIII und bei den Einzelgehältern soll eine Er «
Höhung der Grundgehälter nicht eintreten ; nur der Grund «
gehalt der Einzelgehaltsgruppe 8 2 soll von 95 000 Mark auß
100000 Mark erhöht werden, in Anpassung an die Regelung
in Württemberg und Hessen ; im Reich und in anderen grö«
tzeren Ländern erhalten die Ministerialdirektoren usw. einer»
Grundgehalt von 105 000 3»ark.

Die künftigen Grundgehälter betragen :
Gruppe I 11000 bis 16000 M . (bisher 7600 bis 12 000 M . j>
Gruppe II 13600 bis 18000 M . (bisher 10000 bis 13 00«

Mark ) ;
Gruppe III 15000 bis 20 000 M. (bisher 11600 bis 16 00«

Mark ) ;
Gruppe IV 16 000 bis 21 500 M . (bisher 12 500 bis 18000

Mark ) ;
Gruppe V 17 000 bis 23 000 M . (bisher 13600 bis 17 00E

mxxl ) ;
Gruppe VI 18 600 bis 25 000 M. (bisher 14500 bis I960 «!

Mark ) ;
'

Gruppe VII 20 000 bis 28 000 3» . (bisher 16000 bis 22 508
Mark ) ;

Gruppe VIII 22000 bis 31 000 M . (bisher 18000 bis 26 000
Mark ) ;

Gruppe IX 25 000 bis 36 000 M. (bisher 21000 bis 81008
Mark ) ;

Gruppe X 28 000 bis 42 OOO M . (bisher 25 000 bis 37 008
Mark ) ;

Gruppe XI 32 000 bis 48 000 M . (bisher 80 000 bis 44 000
Mark ) ;

Gruppe XII 40 000 bis 60 000 M . (bisher 38000 bis 57008
Mark ) ;

Gruppe XIII 53 000 bis 80 000 M . (wie bisher) .
Die Spannung zwischen den : Anfangs - und Endgehalt be«

trägt in den Gruppen II bis VII 3 : 4, in den Gruppen XI
bis XIII 2 : 3 ; in den Gruppen VIII und IX ist ein entspre -
chender Übergang zwischen beiden Spannungen hergestellt.

Die bisherigen Sätze des Ortszuschlags sind nicht geändert f
nur die Grenzen ftir die sieben Stufen sind infolge der Er «
Höhung der Grundgehaltssätze heraufgesetzt worden. Die For -
derung des badischen Landtags — Entschließung vom 22 . No->
vember 1921 — auf Beschränkung der Zahl der Ortsklassen
auf 3 und Verminderung der Spannung in den Sähen ist
zum Bedauern der badischen Regierung und trotz ihres mehr¬
fachen Eintretens für die alsbaldige Erfüllung dieser nach
ihrer Ansicht durchaus berechtigten Wünsche vom Reich nicht
berücksichtigt worden.

Die widerrufliche Wirtschaftsbeihilfe soll auch vom 1 , April
1922 an zunächst weiter auftecht erhalten werden. In der;
Begründung der Reichsregierung wird hierzu ausgeführt , „datzj
ein Abbau oder die Beseitigung dieser Wirtschaftsbeihilfe zur
Zeit nicht möglich sei ; denn bei einer gleichmäßigen Erhöhung
der Beamtenbesoldung durch das ganze Reich unter Abbai»
der Wirtschastsbeihilfe würden entweder die Beamten an der»
allerteuersteu Orten zu wenig oder aber die Beamten an der»
billigsten Orten mehr erhalten , als sich bei Berücksichtigung
der dortigen Wirtschaftslage und der Finanzlage de? Reich»
rechtfertigen lassen würde"

. Zur Vermeidung einer Spechter ,
stellung der badischen Beamten schlägt die badische Regierung
trotz der bestehenden Bedenken vor , die Wirtschaftsbeihilfe
ihren Beamten so lange zu gewähren, als sie auch die Reichs¬
beamten an den gleichen Orten erhalten ; ste wird aber dar¬
auf dringen , datz der Forderung des Landtags in seiner Ent - '
schlietzung vom 10. März d. I . auf möglichst raschen Abba»
dieser Wirtschaftsbeihilfe tunlichst bald Rechnung getragen
wird , insbesondere da die Einreihung der Orte in die Über¬
teuerungsklasse den tatsächlichen Verhältnissen nicht Rechnung
trägt .

Die badische Regierung stand dem Vorschläge der Gewäh¬
rung einer Frauenzulage von vornherein sympathisch gegen¬
über . Der dafür vom Reich in Vorschlag gebrachte Betrag
von 1000 M . jährlich schien ihr aber entschieden zu nieder .
Sie unterstützte deshalb die Anregung, diese Zulage auf den>

* Vgl . auch die Mitteilung im amtlichen Teil unseres heu¬
tigen Blattes sowie unsere gestrigen Mitteilungen über di«
neue Gehaltsregelung der Beamten.

Badischen Landtages.



Betrag der höchsten Kinderzulage (also jährlich 3600 M . ) fest¬
zusetzen und in die für die Gewährung des Tenerungszufchlags
in Betracht kommenden Bezüge einzubeziehen . Da diese An¬
regung jedoch nicht durchdrang, beantragte sie eine möglichst
weitgehende Erhöhung des vom Reich vorgeschlagenen Be¬
trages von jährlich 1000 M . und stimmte dem vom Reichstage
vargeschlagenen Betrage von jährlich 2500 M . im Reichsrate
zu.

Bei der Bemessung aller vorgenannten Bezüge ist davon
ausgegangen , datz mit Rücksicht auf die gestiegene Teuerung der
Weiche verhältnismäßige Teuerungszuschlag und der besondere
Teuerungszuschlag auf die ersten 10 000 M . deS Dienstein -
kauiens je um 10 v. H. erhöht werden. Demgemäß soll künftig
der Teuerungszuschlag zu den ersten 10 000 M . des Dienstein-
kourmcns 60 v . H.» zu demi übrigen Diensteinkommen und
zu den Kinderzuschlägen 30 b. H. betragen . Für die außer -
planmäßigen Beamten soll es bei der bisherigen besonderen
Regelung des Teuerungszuschlags verbleiben. Die badische
Regierung schlägt die gleiche Erhöhung des Teuerungszuschlags
auch für ihre Beamten vor. Hinsichtlich des besonderen Teue¬
rungszuschlags in Höhe von 60 v . H . für die ersten 10 000 M.
glaubt die Regierung von einer ähnlichen Einschränkung, >vie
fie in dem Gesetz vom 2 . März 1022, G .V .BI . Seite 181,
vorgesehen ist, absehen zu können, da durch die gegenwärtige
Vorlage die allzugroße Spannung zwischen den Grundgehäl¬
tern der untern Gruppen und der übrigen Gruppen und da¬
mit der Grund zu jener Maßnahme beseitigt worden ist. Der
besondere Teuerungszuschlag für die ersten 10 000 M . des
Diensteinkommens soll demgemäß auch in Baden vom 1 . April
1822 an allen Beamten gewährt Werder, .

In dem Entwurf der Reichsregierung war eine Erhöhung
der Kinberznschläge nicht vorgesehen. Mit Rücksicht darauf ,
datz die ständig zunehinende Teuerung sich gerade bei den Auf¬
wendungen für die Kinder f ' hlbar nracht , hat die badische
Regierung im Reichsrat den Antrag gestellt, die Kinderzu¬
schläge um monatlich je 100 M . zu erhöhen. Dieser Antrag ,
der im Reichsrat keine Mehrheit fand , ist im Reichstag durch
Erhöhung der Kinderzuschläge um monatlich je 50 M . berück¬
sichtigt worden.

Die Mehraufwendungen für die Landesbeamten , die sich
aus dieser Vorlage unter Zugrundelegung der neuen Tcue -
rungszuschläge ergeben, werden sich auf rund 288 Millionen
Mark belaufen .

Deutscher Reichstag .
In der gestrigen Reichstagssitzung wurde die Beratung deS

Etats deS Reichsministeriums des Innern fortgesetzt, verbun¬
den mit der Interpellation Mumm (Dntl . ) über Bekämpfungder Schund- und Schmutzliteratur .

Abg . v. Kardorff (D . Vp . ) erkennt in der ersten Rede des
Ministers eine gewisse Grohzügigkeit, ist aber mit dem Redner
des Zentrums der Ansicht , datz sich der Minister in mancher
Beziehung etwas mehr Reserve auferlegen sollte. Was na¬
mentlich die Symbole der Republik anbelange , so würden dem
neuen Staate durch diese Reden keine neuen Freunde gewor¬
ben werden. Den Schutz der Jugend gegen Schmutz und
Schund wollen auch wir , eS bedarf dazu aber keinerlei Straf¬
gesetzgebung . Strafprozesse werden im allgenreinen Skandal -
Prozesse, die eine Reklame bedeuten für das , was wir verhin¬
dern wollen. Wir befinden uns augenblicklich in einer Uur -
formung der Gesellschaft . Das merken wir selbst im Reichs¬
tage, wo früher unzweifelhaft auch andere Männer waren .
Wir brauchen in unserem Leben Männer des praktischen Le¬
bens , aber eine kleine Minderheit darf es nicht fertig bringen ,
die Arbeit zu sabotieren. Ein Abbild drr Reichstagsverhand -
dtngen stellen die Presseberichte dar . die , abgesehen von ein
paar großen Tagen , zusammengeslrichen werden bis auf ein
Minimum , nicht wegen Platzmangels , sondern, wie mir ver¬
sichert wurde, weil man den Lesern nicht zumuten kann, das
Zeug zu lesen, wenn man nicht Gefahr laufen will, die Einheit

des Reiches zu gefährden . Das Verhältnis zwischen Reichstagund Reichsrat muß geklärt werden. Auch in den Ministerien
mutz das beste und fähigste den Unterbau darstellen. DaS
alte System der Posadowski und Helfferich konnte sich sehe»
losten. Redner spricht sich dann gegen das Streikrecht der Be¬
amten aus , verlangt aber auch von den Beamten , die im
Dienste der Republik stehen , mehr Taktgefühl und spricht sich
gegen die Gesinnungsschnüffelei aus . Redner zieht sodanneinen Vergleich zwischen der taktvollen Art der deutschen Okku¬
pation in Frankreich 1871 und den Leiden, die die besetztenGebiete heute zu erdulden haben . Redner schließt mit dem
Hinweis , daß in Deutschland nicht eine Klasse aus Kosten einer
anderen Klasse gerettet werden könne ; wir würden entweder
gemeinsam gerettet werden oder gemeinsam untergehen .

Reichsminister Dr . Köster widerspricht der Behauptung des
Abg. v. Kardorff , daß in der Notstandsaktion für Oberschlesic «
noch kein Pfennig ausbezahlt worden sei . Ein Enffchä-
gungsgesetz ist noch nicht möglich , weil wir der Ansicht find,
daß die Aufruhrschäden von der Entente zu tragen sind . Bon
den für die Notstandsaktion von der Regierung zur Verfügung
gestellten 100 Millionen sind bereits 70 Millionen ausbezahlt
worden. Weitere 5 Millionen sind in der Auszahlung begrif¬
fen . Ist das dem Abg . v. Kardorff nicht bekannt ? Ist es ihm
ferner nicht bekannt, daß eine Kreditaktion für die kleinen Ge-
werbetreibendcn und die Landwirtschaft im Gange ist ? Wußte
er es, daun kann ich seine Rede nur beklagenswert bezeichnen .

Abg. Pachnicke (Dem . ) billigt die Richtlinien , welche Mini¬
ster Köster aufgestellt hat , durchaus und meint, datz, wenn seine
Partei in der Flaggenfrage auch gegen einen Wechsel gewesen
sei, wir uns jetzt damit abffuden müßte » . Redner tritt sodann
für Zusammenlegung der Ministerien ein , nicht etwa für eine
Nengründung . Gesinnungsschnüffelei soll nicht Platz greifen,es geht aber zu weit, wenn der Abg . Munim verlangt , daß
auch Freiheit für die monarchistische Gesinnung gewährt werde.
Früher hätten sich ja die Lehrer auch nickt zur Sozialdemokra¬
tie bekennen dürfen . Unsere Geschäftsordnung müsse geän¬
dert werden, damit nicht unsere Arbeit durch Brutalität einer
Minderheit lahmgelegt werden könne . Bei Neuordnung des
Wahlgesetzes müßten die Wahlkreise verkleinert werden und
die persönliche Wahl wieder Platz greifen , damit der einzelnen
Persönlichkeit wieder Geltung verschafft werde. Redner tritt
sodann für die technische Nojhilfe ein und verteidigt die Not¬
wendigkeit, gegen die Welle non Schmutz und Schund nnzu-
kämpfen.

Abg . Frau Pfülf (Soz . ) : Bei der Bekämpfung von Schund
und Schmutz müsse das Übel an der Wurzel gepackt tverden.
Gesetzgeberifche Maßnahmen führen allein nicht zum Ziel .
Andererseits mutz aber die Kunst auch geschützt werden, und
wir sind dem Rcichskunftwart dankbar für mancherlei Anre¬
gung , die er für die Kunst gegeben hat . Den Abg. Schreiber,
der die Beamtenpvlitik des Ministeriums bekämpft, frage ich,
wo eine genügende Beachtung der Sozialdemokraten vorhan¬
den ist , welcke der Stärke dieser größten deutschen Partei ent¬
spräche . Die Autorität in der Schule muß unter allen Umstän¬
den gewahrt werden. In unseren Lesebüchern steht kein Wort
über die Republik, wohl aber eine Königsgeschichte nach der
anderen .

Abg . Dr . Moses (USP . ) : Die in die Milliarden gehenden
Ausgaben für die Schutzpolizei sind zwecklos verausgabt . Ruhe
und Ordnung im Innern lassen zu wünsche » übrig , und für
Kulturzwecke sind keine Mittel vorhanden . Millionen werden
in Sekt und Schlemineressen vergeudet und das Volk, das kein
Hemd auf dem Leibe hat , muß hungern . Redner polemisiert
zum Schluß gegen das Bestreben, eine Äniherung der Ge¬
schäftsordnung herbeizuführen und meint , daß Vorgänge im
Reichstage, wie die gestrigen, weiter nichts seien als seelische
Auswirkungen des Krieges.

Abg . Leicht (Bahr . Vp . ) spricht sich für dir körperliche Er¬
tüchtigung unserer Jugend aus , verurteilt aber die Sportfexc ,
die in Bayern zum großen Teil die . Abneigung gegen Berlin
verursachten. Wir wüsten uns befreien von rein inaleriülisti -
scken Gesichtspunkten. Tuberkulosebekämpfung und sonstige
Gefundheitsmaßnahmen müssen erfaßt , besonders aber das
Pflichtbewutztsein gestärkt werden. Von allen Seiten mutz an
dem Wiederaufbau milgewirkt werden, soll nicht , wie in Ruß¬
land , auch bei uns ein Trümmerhaufen übrig bleiben. Des¬
halb lehnen wir den Klassenkampf ab, der uns den Wieder¬
aufbau nicht bringen kann . Nur eine große Koalition , die eine
Zusammenfassung der weiteste » Kreise der Volksvertretung
in sich schließt , kann uns retten . Wer diese Zusamuienfafiung
stören will, ist kein Deutscher.

ReichSmiuister Dr . Köster : Die Lockerung der Sitten ist ein ;
traurige Folge des Krieges . England und Amerika zeigen die

gleichen Erscheinungen der Entartung . Nur in Schweden, demLand«, wo der Verkehr zwischen Mann und Frau von jeher
unbefangen frei war , haben fich die schlimmen Folgen nicht
gezeigt. Das sollte uns zu denken geben . Die Kunst ist ein
lebensnotwendiger Faktor unserer Kultur . Sie steht und fällt«Jt dem Begriff der Freiheit . Wenn die Strafgesetze richtig
angewandt werden und die Behörden richtig funktionieren »haben wir nicht nur genug, sondern vielleicht schon zuviel Ge¬
setze. Auch die Gewerbeordnung enthält scharfe Bestimmungen
gegen literarischen Schmutz. Noch nie war die Einfuhr vo»
unsittlicher Literatur und gemeinen Films so groß als zurzeitder strengsten Verbote während des Krieges . Und so wenig
man während des Krieges das Sahne -Essen unterbinden
konnte, würde man auf dem Gebiete der Schmutzliteratur mit
Gesetzen etwas erreichen.

Die Hauptsache ist, daß wir den Konsumenten scharf machenin der Ablehnung solcher Produkte . Die Auffaffung des Herrn
von Kardorff , daß die Beamten auch in der Republik Diener
der Allgemeinheit sein sollen und nicht einer Partei , soll Gesetz
werden. Der Beamte hat die Republik zu schützen. Die Gefah¬
ren der Einwanderung aus dem Osten find uns bekannt . Die
Expedition des Roten Kreuzes haben wir gerade zu den
Wolgadeutschen geleitet. Dadurch, daß wir nach Minsk gingen»wurde bei den Wolgadeutschen erst die Rückwanderun^ lust
nach Deutschland erweckt. Die Schaffung eines Gesundheits¬
ministeriums erscheint auch hier unter den gesetzlichen Umstän¬
den unmöglich, ebensowenig wollen wir eine große Reichs-
schulverwaltung errichte» . Ich bin der letzte , der in die Ho¬
heit der Länder eingreift . Aber als Thüringen seine Feiertag «
neu regelte , wurde sofort an die Reichsgesetzgebung appelliert .
DaS Versprechen des Reichstages, Autonomie für Oberschlefien
zu gewähren, wird die Rcichsregierung einlösen . Redner po¬
lemisiert zum Schluß gegen den Vorwurf des Abg . von Kar»
dcrff, als habe er Parteipolitik getrieben . Dabei habe er le¬
diglich die Verfassung geschützt, wozu er von Amtswegen ver¬
pflichtet sei . (Beifall ).

Abg . Koenen (Komm.) : Ausnahmegesetze, die eine Änderung
der Geschäftsordnung bedeuten, können unsere Opposition nicht
stören. Dr . Köster ist ausschließlich Nutznießer der Revolution .
Er arbeitet mit Hilfe seiner Schupo nicht für , sondern gegen
das Proletariat .

Donnerstag nachmittag 1 Uhr : Weiterberatung . Schluß
8% Uhr.

politische Neuigkeiten .
vor Genua.

Beim Reichspräsidenten fand gestern vormittag ein Minister -
rar statt , der sich mit dem Programm der deutschen Delega¬
tion für die Konferenz von Genua befaßte . Im Auswärtige «
Amt fand unter dem Vorsitz von Staatssekretär Simson heute
nachmittag eine Besprechung mit den von der Regierung be¬
rufenen Sachverständigen statt . Der Besprechung war di«
Beratung in drei Unterausschüssen vorangegangen , die sich mit
volkswirtschaftlichen, finanziellen und verkehrstechnischen Fra¬
gen befaßt hatten . Über diese Beratungen wurde auch Bericht
erstattet . Es wurden in einer Aussprache die wichtigsten za
befolgenden Grundsätze erörtert .

Wie die Blätter mitteilen . werden als deutsche Sachverstän¬
dige folgende Persönlichkeiten an der Konferenz von Genua
teilnehmen : Baltrusch (Mitglied des Reichswirtschaftsrates ) ;
Hermann (christliche Gewerkschaften) ; Bergmann , Staatssekre¬
tär Berlin (Deutsche Bank ) ; Bernhard (Mitglied des Reichs¬
wirtschaftsrats ) ; Geheimrat Bücher (Reichsverband der In¬
dustrie ) ; Geheimrat Enno (Generaldirektor der Hamburg -
Amerika-Linie ) ; Geheimrat Dulsberg (Chemische Fabriken
Beyer . Leverkusen) ; Reichstagsabgeordneter Erkelenz (Hirsch -
Dunckersche Gewerkschaften) ; Bankier Hagen , Vorsitzender der
Kölner Handelskammer ) ; Reichs - und Landtagsabgeordneter
H«e (freie Gewerkschaften) ; Direktor Kramer -Cottbus (Mit¬
glied des Reichswirtschaftsrats ) ; Geheimrat Reuter lMitglied
des Reichswirtschaftsrats ) ; Direktor Lübien (Kohlenshndikat
Eisen) ; Bankier Melkst (Bankhaus Marburg -Hamburg ) ;
Franz v. Mendelssohn , Präsident der Handelskammer Berlin !
und Reichstagsabgeardneter Wistel (Mitglied des Reichswirt¬
schaftsrats ) . Wie einige Blätter mitteilen , wird auch de«
unabhängige Abgeordnete Dr . Hilferding als Sachverständiger
genannt .

*
Aus London berichtet das WTB . :
Die „Unbeugsamen" werden heute im Unterhaus « einen

Antrag einbringen , in dem erklärt wird, der Mangel einest

Gevatter Tod.
Bon Will Scheller .

Eines der beliebtesten Märchen aus jener unsterblichen
Sainnüung der Brüder Grimm ist das vom Paten des Todes ,
und ganz natürlich , den in ihm sind Spiel der Einbildungs¬
kraft und Tiefe des Sinnbilds i» ganz besonderem Ausgleich
zur Geltung gelangt . Im selben Maße nämlich, wie die bil-
hrrüurstige Phantasie des unverdorbenen Menschen darin auf
ihre Rechnung kommt, werden auch Gemüt und Geist befruch¬
tet, indem auf einprägsamste Szenen der Akzent bedeutender
Weisheit gelegt ist . So ist am Ende dieses Märchen selbst
ein Stoff , aus dem sich noch manches machen läßt , und es
muß füglich wieder einmal als ein geschickter Griff Albrecht
Schaeffers bezeichnet werden , daß er eben diese Geschichte
zum Gegenstand einer Berserzählüng gemacht hat . „Gevat¬
ter Tod " heißt dieses ( im Insel -Verlag zu Leipzig erschie .
neue) „Märchenhafte Epos in bierundzwangig ^Mondphasen
und ein«r als Zugabe " und hat 'Anspruch darauf , einer ge¬
naueren Würdigung unterzogen zu werden.

Es mag den Kenner des Schaefferschen Kunstsinns an sich
nicht überraschen, daß fiir dieses Epos die Grundform des
Hexameters gewählt worden ist und datz . sie . im> großen und
ganzen schicklich gehaudhabr wird . Diese Versart eignet sich
auch, manches ohne Beschwer ausznsprechen, was in Prosa
weniger . Leicht zu sagen wäre ; sie kann gelegentlich einen
Ernst Vortäuschen , hinter dem sich ein sonst unabweisliches
Lächeln verbirgt , rrnd nmzirkt das Ganze mit einer vom
Rhythmus erzeugten Stimmung , die dem sinngemäßen Ein¬
druck der Erzählung wesentlich zugutekommt . Mer eS ist
denn doch zu bezweifeln , ob Schaeffer , der die ungebundene
tricht weniger meistert als Re gebundene Rede , gerade dieses
Hilfsmittels bedurft hätte , uni einen durchaus deutschen Vor¬
wurf in einer Kunstform zu gestalten, die , dem antiken Grie¬
chentum entlehnt , in dem von anderem Tempo beschwingten
Leben des zwanzigsten Jahrhunderts zumindest als kapriziös
amPfunden werden darf . Indessen scheint es doch , daß der
Dichter hier nicht im Verfolg eines rein persönlichen Ein¬
falls gehandelt hat , sondern womöglich im Bann einer zwar
noch nicht restlos aufzuhellenden , aber durch bemerkenswerte
Beispiele bekundeten Bewegung , die als Wiedergeburt des
Hexameters anzusprechen voreilig wäre , die jedoch zweifellos
vorhanden ist und nicht als ästhetische Marotte Einzelner Ab¬
getan werden kann.

Wie hem nun auch sei, der .Gevatter Tod " ist in Hexame»
lern geschrieben, und da sie keineswegs schlechter und eher

besser sind als andre , bedarf es keiner weiteren Beschäftigung
mit ihnen . Die Frage tautet vielmehr , was der Dichter mit
seinen Hexametern aus dem alten Stoff gemacht hat und wie
der im antiken Gewände sich ausnimmt . Nun , es ist zu sagen,
daß, wer dieses Buch zu lesen sich anschickt, mählich versinkt
in einer Welt , bunt , wie nur Rtärcheu sind, und in welcher
Dinge geschehen und auf verschlungenen Pfaden sich entwickeln ,
wie es allerdings nur iin Märchen zu geschehen pflegt. Wer
jedoch Schaeffer feiuit uftb seine Fähigkeit , mit glücklicher
Hand die Dinge aus dem Dunkel zu greifen und iip Lickst
seiner nie versagenden Kunst der Gestaltung aufleuchten zu
lassen , den erstaunt auch dies nicht weiter . Es erstaunt ihn
nicht , wie da aus einem im Vergleich zu dem nun Dahinge¬
stellten doch ziemlich mageren Gewebe ein dichter Teppich ge¬
worden ist, der den Leser davonträgt in jene Gefilde , in denen
es erquicklich ist eine Weile zu sein und sich vollzusäugen mit
dem Duft der sogenannten Unwirklichkeit. Nur zu gerne wird
er darum deni Autor verzeihen , daß er manches dem Stoff
ursprünglich Ferne seiner Dichtung einverleibt und um der
Buntheit willen darein verwoben hat . Denn schließlich ist
das Ganze doch mehr als ein Märchen , es ist, um nur Einiges
zu nennen , eine Entwicklungsgelschichte höchst realistischer Art,denn der Pate des Todes , Johannas Gundermann geheißen,
entfaltet sein ganges , recht absonderliches Wesen daselbst, und
wie es in der Umwelt sich auswirkt , das ergibt wieder ein
prächtiges Bild der Zeit , einer nicht allzuviel Jahrhunderte
zurückliegenden Zeit» um irgendwie vertraut schon anzumut ^n.Der tiefere Sinn des Geschehens aber liegt in dem Schicksal
dieses Menschen, der, zu höchsten Ruhm emporgestiegen, doch
nicht die tra ^msicheve Einstellung zu den Entscheidungen sei¬nes Lebens gewinnt , die ihn der gewaltigen Patenschaft wür .
dig gemacht hätte ; je höher er außen steigt, um so tiefer ver¬
sinkt er innen und ist am Ende , der gepriesene HofmedikuS
Herr von Gundermann , ein ganz gewÄnlicher Mensch kläg¬
lichsten Gehabens und weniger als sein Vater , der verkommene
Schuster in der Vorstadt , der, hen fabelhaften Sohn über¬
lebend, in der Todesstunde schauenden Wesens die Geburt des
Heilands in der eigenen, elenden Hütte nacherleben darf , wäh¬
rend jener schon dahin entrückt ist, wo ist Heulen und Zähne¬
klappern.

. Gevatter Tod " ist kein Kunststück , sondern es ist ein
Kunstwerk. Es ist nicht ein Erzeugnis schöpferischer Willkür ,
sondern ein Erzeugnis schöpferischen Erlebens . Schaeffer läßtnie kalt, auch hier nicht. Es pulst in allem , was er schreibt , rn
Vers und Prosa , in allen oft gespenstischen Gestatten einer
enormen Einbildungskraft , warmes Blut eines MenKben de

ganz voll Güte ist. Güte aber ist nicht da, fie wäre denn h
Gesellschaft des Humors . Güte und Humor sind die Kenn ..
Zeichen oollkommner Menschlichkeit , sofern Menschlichkeit über.
Haupt vollkommen sein kann . Sie sind es, diese Kennzeichen,
die auch im „Gevatter Tod" zur Wirkung kommen, und di«
Streng « des antiken Versmaßes mit lebendiger Wärme
erfülle » . Köstlichen Ausdruck finden sie auch in der gereim¬
ten Widmung , die dem Buch voraufgeht . Darin wird de«
Leser ausgefordert , seinen Gram zu vergessen und an den.
Gedicht, das ergötzlich apostrophiert wird » sich zu erlaben »
Lächeln aus dem schmerz zu schmecken. Ernst und Scherzo
zu verstehen, kurz, vor allem , armes Herze , laß uns wieder
heiter sein .

Also, Seele , sei vergeßlich.
Sieh dahier , was klein und häßlich .
Schönem Großen beigemischt!
Komm daher dahier zu Gaste
An- die Tafel der Kontraste . ,
Und du wirst gewiß erfrischt. -

Und so ist es, wie jeder , her lesen gelernt hat , zu eigenen»
Nutz und Frommen nachzuprüfen vermag . —

„Bühne ntib Welt". Der Arbeitsausschuß für die gr,ß »
Frühlingsfeier im Stadtgartrn und der Festhalle, die ain 20.
Mai zum Besten der notleidenden Pensionäre , sowie deren
Witwen und Waisen des Landestheaters durch das gesamte
Personal unserer Bühne veranstaltet wird, beschloß in seine«
letzten Sitzung auf Vorschlag des Jnleiüwnten Volkner, dein
Fest die Benennung „Bühne und Welt" zu geben, um dadurch
das Zusammenwirken der beiden in diesem Titel vereinten
Sphären zum Ausdruck zu bringen und für ihren engen Zu
sainmenschluß in gemeinsamer Förderung und Erfüllung d«<
wohltätigen Zweckes die durch ihre Knappheit ûnd Klarheit
werbekräftige Losung zu schaffen . — Über das Programm der
Feier wurden die allgemeinen grundlegenden Richtlinien ver¬
einbart . Herr Burkard wird die Festhalle krach vorgelegten
Plan irr «inen farbenreichen Frühlingsremvel verwandeln , deh
die Gäste, nachdem sie während der Nachmittags im Stadtgar
ten die bunte Fülle der das Auge und Ohr erquickenden Dar «
bietungen genossen , bei beginnender Dunkelheit unter der
Klängen eines Promenadenkonzerts nebst anschließender groß«
Blumenpolonaise aufnehmen wird. Alle Einzelheiten dv
überaus reichhaltigen Programms werden in späteren Mittei
lunoen bekannt oeaeben tverden

r



« runviatze » in der Politik der gegenwärtigen KoatitwnS -
^ ruM tönnt nur behoben werden durch die Schaffung emes
« Wnifterium », das aus Männern zusammengesetzt sei, die
vnrck «in« politische Grundüberzeugung verbunden seien .
_« A » inftrr Gazette " zufolge find auch die unabhängigen
« brralen und di« » rbettrr bereit , für diesen Antrag der
ttmservativen Extremisten zu stimmen, da unter einem Mini-

Ierrum wie dem in der Entschließung geforderten , auch eine
leaierung von Liberalen und Arbeitern verstanden werde »

« mre . Die Regierung fieht diesen Antrag als Mißtrauend .
rt « in an und wird dagegen Stellung nehmen .

Der politische Berichterstatter der „Forkshire Evening News "

« fährt , daß Lloyd George in Genua vollständige Vorschläge
« r die sofortige Errichtung einer internattonalen Korporation
« r wirtschaftlichen Wiederherstellung Europa » vorlegen werde ,
«ord Jnverforth , der der Schöpfer dieser Pläne sei, und andere
Hervorragende Geschäftsleute würden an der Konferenz teil -
*

©kier Meldung der „ Morning " Post aus Washington zufolge
1a<st die »New Kork World " zu der Rede Lloyd George », fie
Werde in Amerika nicht viel Vertrauen erwecken . Lloyd Ge .
« ge würde nichts geringeres als ein Wunder vollbringen , wenn
er in Genua die Stabilisierung der Währungen zustande
brächte, ohne die Frage der Reparationen und der internatio -
« alcn Schulden zu erwähnen . Die Wechselkurse seien in der
Hauptsache von den Budget » abhängig , und die Budgets könn -
1e » nicht in Ordnung gebracht werden , ohne daß man die an¬
dern Nationen geschuldeten Summen in Betracht -ziehe . Bevor
Deutschland nicht wiffe, was es Frankreich zahlen müsse , und
Frankreich nicht wiffe, was es von Deutschland erhalten werde
und was es Großbritannien und die Vereinigten Staaten
Hahlen müffe , könnten die Finanzminister Frankreichs und
Deutschlands die Einkünfte und die Ausgaben nicht auS »
gleichen . Die „ New Dork World " ist daher der Anficht , daß
Lloyd George in Genua sein Wunder nicht vollbringen werde
vnd daß er besser getan hätte , offener zu sein und nicht wie¬
der unniögliche Dinge zu versprechen . Er hätte sagen müssen ,
was er in Genua wirklich vollbringen und was er infolge der
Haltung Frankreichs und der Bereinigten Staaten nicht zu -
stände bringen könne .

Die „ Westminster Gazette " meldet aus Washington über
den Eindruck der Unterhausrede Lloyd Georges in den Per -
einigten Staaten , die amerikanische öffentliche Meinung stimm »
darin überein , daß Europa nicht wieder aus die Beine gestellt
werden könne , wenn dir Friedensvcrträge nicht abgeändert
würden .

Die „Reue Züricher Zeitung " verweist bei Besprechung der
Rede Lloyd Georges darauf , daß die Stabilisterung der Baluta
nicht lediglich von der Balanzierung des Budgets abhängig sei.
8s fei sehr fraglich , ob die deutsche Valuta ^allein durch Ver¬
minderung des Defizits im Reichshaushalt beffer beeinflußt
würde . Neuerlich habe sich übrigens gezeigt , daß auch eine
aktive Zahlungsbilanz mit einem Sinken der Valuta verbun¬
den sein könne .

AuS dem gleichen Anlaß untersuchen die „Basler Rachrich -
trn " die Möglichkeit einer internationalen Anleihe und schrei-
ben : «Wir bestreiten nicht , daß die Neutralen dabei sein müs¬
sen , wenn man einmal ernsthaft daran gehen kann , Deutsch¬
land für die Reparationen fähig zu machen und dadurch ihm ,
Frankreich und gauz Europa auf die Beine zu helfen . Aber der
Moment dafür ist nicht gekommen , solange der Bersailler Ber -
trag in seinen vielen Punkten in Kraft bleibt ."

Ausländsanleihe .
Im Anschluß an den am 24. März veröffentlichten Bericht

-teilt die Reparationskommiffion einen am 4 . April gefaßten
Beschluß mit , der besagt , es werde «in Tachverständigenaus -
Uuß den Auftrag erhalten , über die Bedingungen Bericht zu
erstatten , zu denen die deutsche Regierung im Auslande An¬
leihen aufnehmen könnte . Der Ausschuß werde vor allem
folgende Punkte zu beraten haben : 1 . Die Frage , unter welchen
Bedingungen die Anleihen aufgenonimen werben könnten und
welch« Beträge man vernünftigerweise in naher Zukunft , etwa
im Laufe der nächsten zwei Jahre , aufzubringen hoffen könne .
& Welche Garantien den etwaigen Geldleihern geboten werden
könnten, ohne die künftigen Reparationsinteressen ungebührlich
zu schädigen. 3. Den Kontroll - und Berwaltungsmodus für
die Einnahinen und anderen Aktiven , die für den Anleihedicirst
zu verwenden sind, sowie die zwischen der deutschen Regierung ,de» Vertretern der Geldleiher und der Reparationskommission
herzustellenden Beziehungen . Der Sachversfändigen -Ausschutz ,Io führt der Bericht fort , wird Gutachten von Newyorker , Lon¬
doner , Pariser , römischen , Brüsseler , Amsterdamer , Berner ,Berliner usw . Persönlichkeiten einholen , die in der Emission
»on Staatsanleihen praktische Erfahrlingen besitzen . Dieser
Gutachten würde man sich bei der Aufstellung eines praktischen
Entwurfes bedienen , zu dem die Zustimmung der deutschen
Regierung und der Reparationskommiffion eingeholt werden
ßoil-

Lrnäbrungskragen .
Egstern nachmittag fand beim Reichspräsidenten eine Be -

ßprechnng von Bertretern der Landwirtschaft mit Mitgliedern« K Reichsregierung über die Frage der Förderung und Stei -
H«r«ug der landwirtschaftlichen Produttion statt . Seitens der
« euiRregierung nahmen an derselben unter deni Vorsitz des
Reichspräsidenten der Reichskanzler Dr . Wirth Reichsernäh¬
rungsminister Prof . Febr , Reichsfinanzminister Dr . H»rmrS
und Staatssekretär Dr . Hirsch ferner vom Reichsausschuß der
deutschen Landwirtschaft von Brau » , Dr . Rösicke, Frhr . von
Krrkettuk , v . Kliding , von der Rerchsarbeitsgemeinschaft land -
und forstwirtschaftlicher Arbeitgeber - rmd Arbeitnehmerver -
"einigungen Schurich , Ridisch, Behrens und Schmidt teil . Es
wurdcn die Grundlagen für

' die Durchführung des vom Reichs ,
ausschuß der deutschen Landwirtschaft angeregten Hilfswerk »
der deutschen Landwirtschaft in eingehender Aussprache erör¬
tert . Die zu diesem Zweck im einzelnen zu treffenden gesetz¬
lichen Maßnahmen werden auf Grund der Besprechung von
den zuständigen Ressorts im Benehmen mit den Vertretungender deutschen Landwirtschaft usw . alsbald vorbereitet und be¬
raten werden .

Die Ikeichsgewerkscbatt deutscher Lisen -
beamten .

Die Rcichsgewerkschaft Deutscher Elsenbahnbeamten und An¬
wärter ist am 4 d . Mt . in Berlin zu ihrer außerordenttiche »
Hauptversammlung zusammengetreten . Die Beratungen nah¬men einen sehr erregten Verlauf . Der erste Vorsitzende ,Menne , der gegen Mittag erschienen >var , erklärte , baß er in -
folge Erkrankung die Leitung der Beratungen nicht überneh¬men könne, so daß an seiner Stelle Tcharffchwerdt das Refc -

über die Ursachen , Wirklingen und Folgen des letzten Eisen¬
bahnerstreiks übernahm . Er führte auS , daß der Deutsch «
Bramtcnbund die Reichsgewerkschaft bereits am zweiten Streik -« ge im Stich gelassen habe . Wenn die Reichsgewerkschaft zu -
kammengehalten hätte , wäre der Streik in 48 Stünden erle¬
bst gewesen . Er sowohl wie Menne , hätten jetzt ihre Ämter
»ur Verfügung gestellt und die Beamten müßten sich deshalb

neue Füller wählen , über die Berhandlmlgen in der Reich»-
kanzlei nach dem Streik sprgch dann da « Mitglied der ReichS-
gewerkfchast Toebling . Der Reichskanzler habe damals sein
Ehrenwort gegeben , daß die Regierung keine Polittk der
Rache treiben werde . Man fei noch jetzt der Überzeugung , daß
der Reichskanzler sein damals gegebenes Wort bezüglich der
Maßregelungen halten werde , andernfalls würde sich Dr . Wirth
nicht auf seinem Posten halten können . Ein Antrag , die Lei¬
tung de» Deutschen Beamtenbundes unverzüglich zu den Ver¬
handlungen einzuladen , wurde dann mit 84 gegen 74 Stimmen
abgelehnt .

Ein Redner erklärte , daß das Reichsverkehrsministerium die
Absichten des Reichskanzlers von Anfang an sabotiert habe und
noch heute saboüere . Er sei bei den Verhandlungen mit dem
Reichskanzler zugegen gewesen und habe damals dem Kanzlererklärt , daß der politische Putsch kommen würde , wenn der
Kanzler sein Wort nicht hatte . Der gleiche Redner beantragte ,sofort eine neue Kommiffio » zum Reichskanzler zu schickem Zu»roße « Lärmszene « kam es, als der frühere Vorsitzende der
Reichsgewerkschaft , Abgeordneter Schuldt , das Wort nahm . Er
schilderte die Intrige » gegen den alten Borstand , unter defle »
Leitung « an keinen Streik inszeniert habe . Dagegen hättenMenne » Scharfschwerdt und deren Freunde im Geheimen Ver¬
sammlungen abgrhalten und Beschlüsse .gefaßt , zu denen die
Zustimmung der alten Borstandsmitglieder erzwungen werden
sollte . Unmittelbar vor dem Streik habe man , um die beson¬nenen Elemente auszuschalten , den allen Vorstandsmitgliedernnoch ein Mißtrauensvotum ausgesprochen . „ Der Streik , derso unglücklich geendet hat , wurde von dem neuen Borstand mitallen Mitteln erzwungen , weil sonst die Gewerkschaft von selbstauseinandergefallen wäre . " Bei diesen Worten Schuldts erhobfich , lt . «Frkf . Ztg .

"
, ein so ungeheurer Tumult im Saalund auf der Galerie , daß der Vorsitzende die Sitzung auf zehnMinuten unterbrechen mußte . Als dann Schuldt weitersprechenwollte , erneuerten sich die Radauszenen in solchem Ausmaß ,daß der Redner seine Ausführungen abbrechen ,nutzte .

Wie von der Reichsgewerkschaft deutscher Eisenbahnbeamtenund Anwärter mitgeteilt wird , ergaben die vorgestern vor¬
genommenen Neuwahlen des Vorstandes die Wiederwahl Men -
^ ^b-.^ chg^fschüierdts und anderer an dem Streik hervorragendbeteiligten Führer , während diejenigen Mitglieder , die Gegnerdes Streiks waren , nicht wiedergewählt wurden .

Iklirze polil . Nacbrickten.
Rene

^ gesetzliche Feierlatze in Sachsen . Der sächsische Land -tag nahm nach erregter Aussprache den von der Regierungvorgelegten Gesetzentwurf über die Schaffung neuer Feiertage
Vk ^

,lrt? “ 5 * Stimmen der drei Linksparteien gegen45 bürgerliche Stimmen an . 2 bürgerliche Abgeordnete fehl -ten . Danach gelten von jetzt ab der 1 . Mai und 9 . Novemberin Sachsen als gesetzliche Feiertage .* Steigende Teuerung . Nach einer kurzen Verlangsamungder Teuerungseutwicklung gegen Ende des Monats Februarhat die Teuerung im Monat März weiter stark zugenommen .Gegenüber Februar sind die Lebenshaltungskosten um 15,7Prozent gestiegen , gegenüber Januar um 40,4 , gegenüber demMona t Ma rz des Borjahres um 155,5 Prozent . Ungefährgleich stark wre die Gesamtausgaben sind in dem Berichtszeit ,raum dr« Ernahrungskosten gestiegen . Gegen den Vormonatum 15,6 Prozent , gegenüber dem März 1921 um mehr als 185
Dozent . An dieser Steigerung nehmen fast ausnahmslosalle LebenSmitteil teil . Weit mehr als die Ernahrungskostenhabe^, sich ine Ausgaben für Heizung und Beleuchtung imDurchschnitt des Monats März gegenüber dem Vormonat ver¬mehrt .

Radiscke Nebersickt .
Badischer Landtag .

Der Haushaltsausschuß zum Bolksschulwesen .
In de« Mittwochsitzungen teilte der Berichterstatter , Abg .

Strobel (Soz . ) mit , daß man im -Jahre 1920/21 in Baden
368 000 Kinder zählte , welche die Volksschule besuchen , und
zwar 182 320 männliche und 185 674 weibliche . Dann besprach
er das große Mißverhältnis zwischen planmäßigen und außer¬
planmäßig » Lehrern — 5182 planmäßige gegen 2969 außer ,
planmäßige — und in Verbindung damit eine Eingabe de»
badischen Lehrervereins auf Umwandlung der außerplanmäßi¬
gen in planmäßige Lehrerftellen ; der Referent wünschte Be¬
seitigung dieses Mißverhältnisses . — Bezüglich der söge » . Be¬
kenntnisschule wies er darauf hin , daß wir in Baden die Si »
mnltanschule haben und deshalb bei uns nichts geändert zuwerden brauche . Der Referent gab der Hoffnung Ausdruck ,
daß das neue Lesebuch bald herauskommen möge und besprach
dann noch die Forderung auf allgemeine Einführung der un¬
geteilte » Unterrichtszeit .

Bezüglich der letzteren erklärte die Regierung , daß fie von
ihr grundsätzlich abgelehnt werde . Nur für Mannheim fei
wegen der zentral gelegenen Schulhäuser und wegen der' dadurch bedingten weiteren Schulwege auch für das taufende
Schuljahr die Genehmigung für die ungeteilte Unterrichtszeit
erteilt worden . Das Interesse der Kinder , die " in der fünften
Schulstunde nicht mehr aufnähniefähig seien , die schlechten Er¬
nährungsverhältnisse und andere Umstände ließen die unge¬
teilte Unterrichtszeit für die Volksschulen nicht angebracht er¬
scheinen .

Tie Mehrheit des HäushaltsausschuffeS schloß sich dieser
Auffassung an , während eine Minderheit für sie eintrat . Ein
Antrag aus Einführung der ungeteilten Unterrichtszeit in Ge¬
meinden und Städten , in denen die örtlichen Verhältnisse e»
geboten erscheinen ließen , wurde jedoch mit 9 gegen 4 Stim¬
men bei 4 Stimmenthaltungen , ein ähnlicher eines demokra¬
tischen Bertreters mit der gleichen Stimmenzahl äbgelehnt .

Bezüglich des neuen Lesebuches erklärt die Regierung : Das
Lesebuch sei im 1 . und 2. Teile fertig ; ftir den 8. Teil find
die Vorarbeiten im Gange . Eine Konferenz der KommisfionS »
Mitglieder , welche diesen 3 . Teil des Lesebuchs bearbeitet , ftn .
det nach Ostern statt . Erst hätte man das Material sichten
müssen , ehe an die Ausarbeitung gegangen werden konnte .
Das neue Lesebuch suche den geschasfenen Verhältnissen be¬
züglich der Staatsumwälznng gerecht zu werden , ebenso be¬
rücksichtige es die derzeitigen wirtschafttichen Derhältnisse und
die neuesten technischen und sonstigen Errungenschaften . Die
überholten Lesestücke seien ausgeschirden . — Auch für die

Fortbildungsschule sei ein neues Lesebuch im Werden . — Naa
türlich hängt damit auch eng die Neugestaltung des Lehrplan »,die erstrebt wurde , zusammen . Die Regierung habe fich mit
den in Betracht kommenden Organisationen in Verbindung
gesetzt.

Ein deutschuattonaler Redner forderte , daß im Lesebuch auch
die Vergangenheit geschichtlich gewertet wird . Das nationale
und vaterländische Empfinden müffe im Lesebuch entsprechend
zum Ausdruck kommen ; er erwartet , daß unsere Jugend auch
das Lied : Deutschland , Deutschland über alles ! im neuen
Lesebuch findet . — In ähnlichem Sinne äußert sich ein deutsch ,
liberaler Redner . Die Kenntnis der geschichtlichen Entwick¬
lung ist notwendig . Es seien nicht alle Monarchien schlecht
gewesen . Zuvor hatten schon demokratische , sozialdemokratische
und unabhängige Redner gefordert , daß das neue Lesebuch im
Geiste der Republik gehalten und republikanische Staatsbür »
gergefinnung dadurch gepflegt und verbreitet werde .

Außerdem dürfte noch das Fortbildungsschulgesctz und einige
kleinere Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt werden .

Die Tagesordnung der morgen vormittag 10 Uhr stattfinden ,
den Sitzung lautet :

1 . Mündlicher Bericht des Haushaltsausschuffes und Bera¬
tung über die dritte Änderung des Besoldungsgesetzes und
über die vorläufige Regelung des Staatshaushalts für die
Jahre 19P und 1923 Berichterstatter Abg . Dr . Baumgartner . *

2 . Begründung und Beantwortung der Förmlichen Anfrageder Abg . Seubert u . Gen ., die Erhaltung der bisherigen Rechtsder Kleinbrenner und Stoffbesitzer betr .
Wahrscheinlich wird diese Tagesordnung noch durch einigtz

Beratungsgegenständc ergänzt werden .»
Anträge und Ansragen .

Die Abgg . Marum und Gen . haben folgenden Antrag eim
gebracht : Die Bewilligung von Wirtschaftsbeihilsen auch o «tmittel - und oberbndische Genieinden betr . „Der Landtag wolle
beschließen , die Regierung zu ersuchen , bei der Reichsregierung
darauf hinzuwirken , daß in das Verzeichnis derjenigen badi -
scheu Gemeinden , für die auf Grund des Gesetzes vom 10.
März 1922 sogenannte Wirtschaftsbeihilfen vorgesehen find ,auch die besonders unter der Teuerung schwer leidenden mit -tel - und oberbadischen Gemeinden ausgenommen werden ."Die Abgg . Strobel und Gen . stellten folgende Förmliche An «frage :

„Don Wohnungshandel und die Mirtsteigerungen betr . Istde , Ragierung bekannt , daß fich in Städten ein neues Schieber -hm breit macht , das Wohnungshandel treibt und sich dafürhohe Gebühren zahlen läßt ? Ist der Regierung weiter be»kannt , daß in den Kreisen der Wohnungsmieier starke Erre -
gung herrscht über die geplanten großen Mitsteigerungen ,Was gedenkt die Regierung gegen die Wohnungsschieber zutun und in welcher Weise will sie Aufklärung über die gesetz-
lichen Mietsteigerungen verbreiten ."

„Ikein Leldgottesdienst in der Grenadier -
' Kaserne ?
Unter dieser Überschrift brachte eine Karlsruher Zeitung

eine Meldung , in der behauptet wurde , die in der ehemaligen
Grenadierkaserne untergebrachte Gruppenpolizei habe gegen
die Abhaltung eines Feldgottesdienstes im Hofe der Grena »
dierkaserne anläßlich des Rcgimenistages der früheren Leib -
greuadiere Einspruch erhoben . Diese Nachricht ist, wie uns von
unterrichteter Seit « mttgeteilt wird , unrichtig . Die Gruppen »
Polizei als solche hat mit dieser Frage nichts zu tun . Dagegen
hat das Ministerium des Innern die Abhaltung von Regi »
mentsfeiern in den Räumen der Gruppenpolizei untersagt .
Das Bestreben der I . K . K . geht seit einigen Wochen darauf !
hinaus , die Gruppenpolizei als milirärische Organisation zu
erklären , wie . auch in der französischen Kammer vor wenigen
Tagen die Veranstaltungen der Regimentsvereine als Militär »
organisatorische Unternehmungen bezeichnet wurden . Zwischen
der Gruppenpolizei und den Rrgimentsvereinigungen soll nach
der Auffassung in der französischen Kammer eine organisato¬
rische Verbindung bestehen . Das ist natürlich nicht wahr . „Die
Regimentsvereine haben mit militärischen Dingen "

, so führte
auf die Verhandlung in der französischen Kammer der Reichs¬
innenminister Köster in der Sitzung des Reichstags vom 4.
April 1922 aus , „ bei uns ebenso wenig zn tun, -wie im AuS-
lande . Sollte ein Regimentsvereiu das versuchen , so wird ex
auf Grund der Artikel 177 und 178 des Friedensvertrage »
und der auf Grund dieser Artikel erlassene » Gesetze aufge¬
löst .

' Ich möchte aber gerade auS diesem Anlaß diese Vereine
und ihre Leiter bitten , sich aller parademüßigen Spielerei zu
enthalten , die der Kontrolle des Auslandes - nur Anlaß zu
scharfen Maßregeln geben können .

" Da um die Existenz dev
Gruppenpolizei Reich und Länder zurzeit schwer kämpfen müs¬
sen , kann dieses Bemühen durch Abhaltcn von Regimentsver «
anftaltungen in Polizeikaserneu nicht gestört werden .

Aleber die Badische Landeszeitung ,
bereu Manieren in letzter Zeit öfters zum Gegenstand dev
Kritik gemacht werden mußten , schreibt^ auch der „ Polksfreund "'
in Nr . 79 . Er meint , seitdem die „Landeßzeitung " zum Land »
bundorgan geworden sei, habe sie den journalistischen Tiefstand
erreicht und fährt dann weiter :

Die Landtagsberichte ber „Bad . Landeszeitung " sind in dev
letzten Zeit der Tatsnchenberichtung so fern gerückt, Saß sie höch¬
stens noch als aufreizendes Amüsement eines Stammtische »
senil gewordener Nihilisten betrachtet werden können . Wem »
das nattonälliberal - dcmokratifch -dentschnational .volksparteiliäi »
landbündlerische - Blatt gegen das Zentrum nichts mehr andere »
zu sagen weiß , als aufgebauschte Sensationsdemagogie und
gegen die Sozialdemokratie einzig mit dem Mittel persönliche ,
Herabsetzung zu kämpfen versteht , so beweist dies nur , wie gut
die „Badische Laudeszeitung " ans dem Gebiete der untersteq
Demagogie zu Hause und wie gering ihre Sachkenntnis ist«
Wir haben daher nicht nötig , uns mir dem Landbunkörgaq
weiter darüber auseinanderzusetzen , wenn es der Rede de»
Abg . Gen . Strobel zur Landwirtschaftsdebatte „Volkswirtschaft !.
Dilettantismus " bei Bekämpfung der Zwangswiröftbaft ein ge«
rüttelt Maß von Schuld an der heutigen Zerrüttung des Ber «
hältnisses von Preis unb Lohn trägt . Eine andere Sache ist e»
jedoch mit dem Tckiadei», den die Redaktionsführunq der „Bad .
Landeszeitung " dem gesamten Journalismus zufügt . Hiev
tut eine kräftige Abschüttelung not . Klärend mag dabei gesagt
Werden , daß ein Journalist ein guter Schncllschreibcr mit Witz
unb Demagogie fein kann , ohne die fachlichen Qualitäten und



gar erst daS ernste Verantwortungsgefühl zu haben , die dem
Vertreter der öffentlichen Meinung unentbehrlich. Vielleicht
>mag dies dein journalistischen Berufsstand einen Trost dafür
bedeuten, wenn er Leute in seiner Mitte hat , die ihm nicht
zur Zierde gereichen.

"
Der „ Badische Beobachter" bemerkt dazu :
„Melleicht bleibt eS auf die „Bad . Landeszeitung " nicht

ohne Eindruck, daß ihr vr» verschiedenen Setzen dasselbe ge¬
sagt wird . Vielleicht ist inan dort aber auch der Meinung , daß
die Schuld nickt an ihr, sondern an den Kritikern liegt . In
diesem Fall möchten wir sie nur fragen , wozu sie sich zurzrit
eigentlich politisch rechnet. DaS weiß nämlich niemand , nicht
einmal die , deren Organ sie neuerdings geworden ist. Inter¬
essant wäre es, zu erfahren , ob fie selbst sich darüber klar ist .
Bei voller Ehrlichkeit gegen sie selber, wird ihr eine Gewissens-
erforsckung unter vielem Gesichtspunkt zweifellos von Nutzen
sein?

Tagung des LinzeibandelsaussGusses
des Radiscken Industrie- u. Dandelstagcs.
Mitgeteilt vom Badischen Industrie - und Handelstag , Vorort

und Geschäftsleitung Handelskammer Mannheim .
Nach längerer Pause trat der Einzelhandelsausschuß des da.

bischen Industrie - und Handelstages unter dem Vorsitz des
Präsidenten Gradmann von der Handlskammer Konstanz zu
einer von allen badischen Kämmern und der Landeszentrale
des badischen Einzelhandels gut besuchten Tagung in Offen -
bürg zusammen .

Nach der Begrüßung erstattete zunächst Dr . Schupp-Heidel¬
berg ein eingehendes Referat zur Frage der Bekämpfung der
Wanderlager und des Hausirrgewerbes . Einstimmig wurde
folgende Resolution angenommen :

„Bei der Regelung des Haustergewerbes sind folgende Leit¬
sätze zu berücksichtigen :

1. Personen , die in kaufmännischer oder sittlicher Beziehung
der nötigen Zuverlässigkeit ermangeln , darf ein Wander¬
gewerbeschein nicht ausgestellt werden . Unzuverlässigkeit
ist insbesondere anzunehmen , wenn der Antragsteller
nicht den Besitz der nötigen Fachkenntnis und des erfor¬
derlichen Betriebskapitals nachzuweisen in der Lage ist.

2. Der Wandergewerbeschein soll nicht mehr für das ganze
Reichsgebiet Geltung Laben , sondern nur für den Bezirk
der ihn ausstellenden unteren Verwaltungsbehörde .

S. Will der Inhaber eines Wandergewerbescheines in einem
anderen " Bezirk das Gewerbe ausüben , so hat er den
ihm ausgestellten Wandergewerbeschein auf diesen Be¬
zirk ausstellen zu lassen. Der Antrag auf Ausdehnung
des Wandergcwerbescheines ist durch Vermittlung derje¬
nigen unteren Verwaltungsbehörde einzureichen, in
deren '

Bezirk der Antragsteller seinen Wohnsitz hat.
4. Die Ausstellung eines Wandergewerbescheines , desglei¬

chen auch die Ausdehnung eines solchen auf einen an¬
deren Bzirk soll im Einzelfall abhängig gemacht werden
von der Anerkennung eines diesbezüglichen Bedürfnisses.
Vor der Ausstellung , bezw. Ausdehnung eines Wander¬
gewerbescheines ist die zuständige Handelskammer gut¬
achtlich zu hören.

5. Personen unter 25 Jahren soll, auch wenn sie nur als
Begleiter eines Wandergewerbetreibenden tätig sein wol¬
len, der Wandergewerbeschein regelmäßig versagt wer¬
den.

S. Um eine ausreichende Kontrolle zu ermöglichen, ist eine
Bestimmung dahingehend zu treffen , daß sich der Wan -
dergewerbetreibende , bevor er diese Tätigkeit an einem
Ort beginnt , bei der Ortspolizeibehörde zu melden hat .
Über die erfolgte Meldung ist dem Wandergewerbetrei¬
benden eine Bescheinigung auszustellen , in welcher der
Tag der Meldung und die voraussichtliche Dauer des
Ausentbaltorts zu vermerken ist . v7. Von den WandLiaewerbetreibenden ist eine, der Gesamt¬
belastung des stehenden Gewerbes entsprechende, im Ein¬
zelfall festzustellende Steuer zu erheben. Um eine rich¬
tige Veranlagung zu ermöglichen, soll jeder Wanderge-
werbctreibende verpflichtet werden, ein Einkaufsbuch
ordnungsgemäß zu führen . Zuwiderhandlungen gegen
die letztangeführte Vorschrift sollen die Entziehung des
Wandergewerbescheines zur Folge haben ."

Der Vorsitzende der Landeszenträle , Dietrich-Karlsruhr , be¬
richtete über die Auswirkung der Bestimmungen des Reichs-
TumultschädengesetzeS Die Versammlung nahm einstimmig
folgende Entschließung an :

„Der Einzelhandelsausschuß des Badischen Industrie - und 1
Handelstage » erblickt in der jetzigen Fassuirg des Retch »-Tu -
rnultschädengesehes vom 12 . Mai 1920 eine für den Handels¬
stand unannehmbare Regelung der Ersatzansprüche für die
durch innere Unruhen verursachten Schäden .

Die Versagung des durck die Reichsverfaffung in Artikel 153
allen Deutschen gewährleisteten Anspruches auf Schutz des
Eigentums gegenüber solchen Geschädigten, deren ioirtschaft-
liches Bestehen durch die ihnen zugefügten Schäden nicht ge¬
fährdet ist , bedeutet eine fckwere Ungerechtigkeit und bietet
geradezu einen Anreiz zur Ausplünderung der besitzenden
Staatsbürger . Der Ausschuß muß eine derartige Beschrän¬
kung der Ersatzpfticht mit aller Entschiedenheit ablehnen und
verlangen , daß die infolge von Unruhen geschädigten Kreise
ausnahmslos in vollem Umfange ohne Berücksichtigung der
ihnen sonst zur Verfügung stehenden Mittel entschädigt wer¬
den.

Auch muß ec fordern , daß bei Schäden an Leib und Leben
die Bemessung der Renten , die jetzt auf Grund der Bestim¬
mungen des Mannschaftsversorgungsgesetzes gewährt werden,
nach den Einkommens - und BermögenSverhältniffen der Ge¬
schädigten erfolgt.

Unsere heutigen wirtschaftlichen Verhältnisse , unter denen
das Handchsgewerbe besonders zu leiden hat , lassen derartige
Ausnahmebestimmungen nicht zu " .

Dc . Krieger -Mannheim berichtete über die Beziehungen des
Einzelhandels zu seinen Lieferanten . Hinsichtlich der Zah-
lungs - und Lieferungsbedingungen ist der Einzelhandel im
großen und ganzen schutzlos dem eigenmächtigen Vorgehen
seiner fest organisierten Lieferanten preisgegeben . Nur wenn
der Einzelhandel imstande ist , den geschlossenen Organisa¬
tionen ebenfalls eine geschlossene Front gegenüber zu stellen,
wird er erreichen können, daß die Fabrikanten sich mit ihm
in Verhandlungen einlaffen , wenn es sich darum handelt , die
Zahluugs - und Lieferungsbedingungen in einer durch die Kon¬
junktur bedingten Weise abzuändern Die Fortführung dieser
Aufgabe bleibt allerdings in erster Linie Sache der Fachver-
tretunH des Einzelhandels

Über die Regelung der Sonntagsruhe berichtete Dr . Schupp-
Heidelberg. Der Verschiedenartigkeit der Bedürfnisse der Be¬
völkerung von Stadt und Land müsse der Handel Rechnung
tragen . In den größeren Städten solle die Sonntagsruhe
unter allen Umständen eingebalten werden, während für Plätze
mit ländlicher Kundschaft die zuständigen Verwaltungsbehör¬
den ermächtigt werden sollten, auf Grund der Bestimmungen
der Gewerbeordnung eine Regelung zu treffen , die den Ar¬
beiten und Bedürfnissen der Landbevölkerung möglichst ent¬
gegenkomme.

Dr . Bischoff -Konstanz berichtete über das schon iviederholt
im Einzelhandelsausschuß behandelte Thema : Die Wucher -
gefetzgebung . Seine Ausführungen wurden in folgender Er¬
klärung zusammengefaßt :

„Der Einzelhandelsausschuß des badischen Industrie - und
Handelstages sieht sich veranlaßt , erneut auf die verhängnis¬
volle Wirkung hinzuweifen , die eine engherzige und unsach¬
gemäße Handhabung der Preistreibereiverordnung auf den
Handel ausübt . So begrüßenswert jedes Vorgehen ist, das
den Wucher trifft , so sehr müssen alle in Frage kommenden
Gesetzesbestimmungen und behördlichen Maßnahmen geprüft
werden , ob sie nicht , ihr eigentliches Ziel verfehlend , dem
reellen Kaufmann Hindernisse in den Weg legen , und seine
Existenz gefärden . Im Hinblick hierauf begrüßt der Einzel¬
handelsausschuß des badischen Industrie - und Handelstages
die Entschließung der Präsidialkonferenz der badischen Han¬
delskammern vom 31 . Januar 1922 und fordert mit jener Bei¬
ziehung von Sachverständigen vor Erlaß wichtiger, das Wirt¬
schaftsleben berührender Anordnungen , vor Erhebung von
Anklagen und Vornahme von Beschlagnahmung . Diese Sach¬
verständigen sollen von den Handelskammern nach Anhören
der Fachverbände bezeicknet lverden. Der Marktpreis , bezw.
der Wiederanschaffungspreis muß als Grundlage der kauf¬
männischen Kalkulation auch dann anerkannt werden, wenn
ein Börsenpreis nicht festzustellen ist . Gegen die Urteile der !
Wuchergerichte ist ein Rechtsmittel zu schaffen , das Verfahren
an diesen Berichten wäre zu beschleunigen.

Der Einzelhandelsausschuß des badischen Industrie - und
Handelstages hofft , daß die Regierung diesen Forderungen ,
von deren Erfüllung die Existenzfähigkeit des Handels mehr
oder wenger abhängt , weitgehendes Berständnis entgegen¬
bringt und erwartet namentlich , daß die Abgeordneten aller in
Frage kommenden Parteien in dieser wichtigen Angelegenheit

für den Kanfmannsstand eintreten . Wir erwarten vom Minist«»
rium des Innern , daß e», um weiteren Schädigungen de» ’
Handels vorzubeugen , von sich au » Aufklärung über die Preis »
bildung verbreitet .

Herr ÄvppsLahr warnt in feinem Bericht über die Ersah ,
rangen bei Regulierung von Brandschäden und Nutzanweudu»,
für Kaufteute vor den Gefahren , die durch unvollständige oder
zu niedrige Bewertung von Hab und Grit entstehen nird emp.
fiehlt zur Richtschnur für die Feuerversicherung eine möglichste
Spezialisierung der zu versichernden Gegenstände.

Gegenstand sehr eingehender Aussprache war ferner die
Regelung deS GrrnzwarenverkehrS (Berichterstatter Adolf
Meyer -Lörrach) . Die Bedürfnipe und Bestrebungen des Ein .
zelhandcls an der badisch-schweizerischen Grenze kreuzen sich
mit den in volkswirtschaftlichemInteresse gebotenen Maßnah¬
men. Der Badische Industrie - und Handästag wird bei sei -
net nächsten Sitzung zu dieser Frage Stellung nehmen.

Zum Schluß betonte noch Herr Alsberg -Mannheim die Not¬
wendigkeit, auch für den Einzelhandel Rücklagen zu bilden, um
zu erwartenden Rückschlägen begegnen zu können. Je drin¬
gender aber diese Notwendigkeit wird , um so schwieriger wird
es, sowohl durch die Bestimmungen des Einkommensteuerge¬
setzes als auch durch den Ausverkauf des vergangenen Herbste»
und der Gegenwart , diese Sicherheiten zu schaffen .

Brurze Dacdricdten ans Baden.
Berkehrssperre ».

Gesperrt ist bis auf Weiteres :
a) Annahme von Gütern aller Art an Firmen Bopp &

Reuther in Mannheim -Waldhof, sowie von Eil - und Fracht¬
gutwagenladungen an Firma Brown & Boveri in Mann¬
heim-Käfertal ,

b ) Annahme von Frachtgutivagenladungen nach Chemnitz-
Hilbersdorf Ort und Übergang , ausgenommen Lebensmittel »
Dienstkohlen, Kohlen für Gas -, Wasser- und Elektrizitäts¬
werke, Zeitungsdruckpapier . Grubenholz , Wiederaufbaugut ,
Saatgut und Sämereien .

Aus der Landeshauptstadt.
* 75 . Geburtstag . Hermann Bolz, der bekannte Karlsruher

Bildhauer , beging dieser Tage seinen 75 . Geburtstag . Bolz hat
sich namentlich auf dem Gebiet der Bildnisplastik einen angese¬
henen Namen gemacht .

Die Teuerungszulage » der Augestellte« der Industrie i«
Handelskammerbezirk Karlsruhe .

Bekanntlich waren die Berbandlungen über die Teuerungs¬
zulagen im Monat März gescheitert , da die Arbeitgeberver¬
bände nur 15 Prozent der tzebruargehälter bewilligen wollten.
Die Arbeitgeberverbände riefen im Anschluß an die gescheiter¬
ten Verhandlungen den Schlichtungsausschuß Bruchsal an . der
über die Ansprüche der Angestellten entscheiden sollte, während
die, Angestellten den Schlichtungsausschutz Karlsruhe angeru¬
fen hatten . Der Schlichtungsausschuß Bruchsal hat am Don¬
nerstag , den 30. März getagt und folgenden Schiedsspruch
gefällt :

„Auf die Gesamtbezüge des Monats Februar sind als Teue¬
rungszulagen für den Monat März folgende Beträge zu be¬
zahlen :

Lehrlinge : im 1 . Jahr 85 M ., im 2 . Jahr 100 M ., im 3.
Jahr 180 M.

Vorstufe : bis zum vollendeten 17. und 18. Jahr 400 M .
Gruppe 1a : 10 Prozent weniger als die folgende Gruppe

Id .
Gruppe 1b : bis zum vollendeten 19. Jahr 560 M ., bis zum

vollendeten 22 . Jahr 680 M ., bis zum vollendeten 23 . Jahr
800 M ., bis zum vollendeten 28. Jahre 1000 M .

Gruppe 2 : bis zum vollendeten 25 . Jabr 900 M ., bis zum
j vollendeten 28 . Jahr 1000 M., über 28 Jahre 1100 M.' Gruppe 3 : bis zum vollendeien 28 . Jabr 1100 M . , über 23

Jahre 1200 M.
Gruppe 4 : nülidestens 1830 M .
Meistergruppe .' Hilfsmeister 1100 M ., Werkmeister 1200 M .,

Obermeister 1300 M.
Der Schiedsspruch wurde von der Arbeitgeberverbänden vor¬

gestern angenommen , so daß durch die Auszahlung der Beträge
die Märzbewegung ihren Abschluß findet .

Freitag , den 7 - April .
Landestheater .

7—9 Uhr 40 Mk.
Th .-Geäfneind. B .V .B . Nr .

401 - 700
Alessandro
Stradella .

Konzerthaus .
7 - n . 7,10 Uhr

Volksbühne L I

Solifött ülchnMium jüf lujil
Karlsruhe .

Vollständige Ausbildung in allen Fächern der Ton¬
kunst, auch für Oper und Schauspiel. Neu eingerichtet:
Kurse für Harmoniumspiel in Verbindung mit Har¬
monielehre. Sonderklasse für Komponisten, Dirigenten
u . Musiklehrer. (Direktor Prof . HeinrichKaspar Schmid .)
Beginn des Sommerkurses am 24 April 1922 .
Anmeldungen an das Sekretariat , Sofienstraße 43 .
Während der Osterferien ( 10 . bis 83. April) keine

Sprechstunden.

WWkMsatz und
nach dein in Baden geltenden Recht

Eingehende Darstellung der in
Betracht kommendenVorschriften
des Bürgerlichen Gesetzbuch«»
und des Badischen Jagdgesetzes
— nebst Vollzugsverordnung —

Ä Bon
Dr . Max Dtttler , Amtmann

Preis 9 Mark.

Bezug durch alle Buchhandlungen und vom
» erlas der G . Braunschen Hofbuchdrrukeret

in Karlsruhe , Karlfried richstratze 14.

Altpapier
Drnckstampf, Zeitungen und Akten kaufen zu den

höchsten Tagespreisen

SerM. Hem. feijmann & Ke.
Beierthetmer-Alle« 8 Teleph. 702 u . 801 .

Auf Wunsch wird die Ware abgeholt.

MgllhMWslW
i. Streitig« SMKbalkit.
M .789 .2.1 Karlsruhe .

'

Der Georg Heller, Jnha »
ber der Garage Brüder¬
lein in Baden - Baden»
Langestr . 95, Prozetzbe-
vollmächtigte: Rechtsan¬
wälte ,Dres . Herrmann u.
Hauser in Baden -Baden ,
Nagt gegen die Frau Sy «
Villa Roele» gev. Frenz ,
früher zu Baden-Baden,
z . Zt . unbekannten Auf¬
enthalt », auf Grund
Werkvertrag» mit dem
Anträge , die Beklagte zur
Zahlung von 8000 Mark
nebst 4 Proz . Zin » hier-
aus seit 6. Oktober 1921
und ber Kosten de»
Rechtsstreits, einschließlich
der Kosten de» Arrefwer -
fahren » zu verurteilen u.
da» Urteil gegen Sicher¬
heitsleistung für vorläufig
vollstreckbar zu erklären .

Der Kläger ladet die Be¬
klagte zur mündlichen
Verhandlung deS Rechts¬

streits vor die 3. Zivil ,
kammer des Landgerichts
zu Karlsruhe auf Freitag »
den 30. Juni 1922, vor¬
mittag» 9 Uhr, mit der
Aufforderung , einen bei
dem gedachten Gerichte
gugelassenen Anwalt zu
bestellen.

Zum Zwecke der öffent¬
lichen Zustellung wird
dieser Auszug der Klag»
bekannt gemacht.
Karlsruhe , 3. April 1922.
Der Gerichtsschreiber de»

Bad. Amtsgerichts.
M.760. Triberg . In dem

Konkursverfahren über
das Vermögen deS Inge ,
nieurs Ludtvig Emll Bogt
in Triberg ist Termin zur
Beschlußfassung über den
vom Gemeinschuldner vor.
gelegten Zwangsvergleichs.
Vorschlag sowie zur Ab¬
nahme der Schlußrech-
,iuug auf Dienstag , den
2. Mai 1922, vormittag »
11 Uhr, vor dem Amtsge¬
richt in Triberg , 8. Stock,
Zimmer Nr . 0, anberaumt .

Der Vergleichsvorschlag
sowie die Erklärung des
Gläubigerausschusses sind
auf der Gerichtsschreiberei
des Koukursgerichts zur
Einsicht der Beteiligten
ntedergelegt.

Triberg , 4 . April 1922.
Der Gerichtsschreiber
Bad. Amtsgerichts.

M .761 . Triberg . Über
das Vermögen der Firma
Elektra Furtwangen » G.
m. b. H. in Liquidation
in Furtwangen wurde
heute am 6. April 1922,-
vormittags 10 Uhr, das
Konkursverfahren eröff¬
net, da die Firma über¬
schuldet ist und ihre Zah-
iungen eingestellt har .

Waisenrat Emil Mayer
in Furtwangen wurde
zum Konkursverwalter er¬
nannt .

Konkursforderurrgen find
bis zum 1 . Mai 1922 bei
d«m Gerichte anzsmelden .

Termin zur Beschluß¬
fassung über die Beibehal¬
tung oder die Wahl eines
andern Verwalters , sowie
über die Bestellung eines
Gläubigerausschusses über
die in § 132 der Äonkurs¬
ordnung bezeichneten Ge¬

nstände und zur Prü -
ng der angemeldeten

Forderungen ist bestimmt
auf Dienstag , den 9. Mai
1922. vormittags 10 Uhr.

Allen Personen , welche
eine zur Konkursmasse ge¬
hörige Sache in Besitz hr -
ben oder zur Konkurs¬
masse etwas schuldig sind ,
wird aufgegeben , nichts an
den Gemeinschuldner zu

verabfolgen oder zu lei¬
sten, auch die Verpflich¬
tung auferlegt , von dem
Besitze der Sache und von
den Forderungen , für
welche sie aus der Sache
abgesonderte Befriedigung
in Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter bis zum
1 . Ntai 1922 Anzeige zu
machen .

Triberg , 5. April 1922 .
Der Gertchtsschreiber
Bad, Amtsgerichts.

üafötMe
SÜlMlMWM

MMMmilauf
Die Gemeinde Kirchho¬

fen, Amt Staufen ver¬
kauft freihändig etwa 1360
Festmeter Nadellangholz,
meist Weißtannen in 5
Losen, ferner 21 Buchen
mit zusammen 41 Fstm.

Verzeichnisse und nähe¬
re Auskunft durch das
Bürgermeisteramt .

Schriftliche Angebckte wol¬
len in Prozenten der
Landesgrundprerse bis

Samstag, , den 15. April
d. I ., nachmittags 5 Uhr,
-beim Bürgermeisteramt
eingereicht werden. M .757

Kirchhofen,
den 5. April 1922.

Das Bürgermeisteramt .
B i n n i g e r, Bgmstr .

WchsIMUs.
Das Bad . Forstamt Todt¬

moos verkauft unter der
Hand fein diesjähriges
entrindetes Papierholz ,
geschätzt zu 1200 Ster auf

dem Stock . Angebote auf
die Einheit getrennt nach
Klassen sind bis spätestens
I . -Mai beim Forstamt
einzureichen. Losverzeich»

niffe kostenftei. M .758 .2.1

MlIWlMg.
Das Rheinbauamt Kmls--

ruhe verdingt nach der Ver¬
ordnung des Finanzmini¬
steriums vom 3 . Februar
1907 die freie Lieferung
von 2500 cbm Rheinbau¬
steinen je zur Hälfte I . u.
II . Klasse auf den Lagerplatz
oberhalb der Wnitersdorfer
Eiseubahubrücke. M .438

Angebote wollen am Biitt-
woch , de« 12. April 1922,
läugsteus bis 10 Uhr vormit¬
tags , verschlossen , postfrei
mit der Aufschrift „Stein¬
lieferung " versehen auf dem
Geschäftszimmer des Bau¬
amtes , Kriegsstr . 99, ein¬
gereicht werden, wo auch
die Lieferungsbedingungen
aufliegen und Angebotsvor-
drucke zu erhalten sind.

Arrsrmhmrtarif fftr
Tor ^ re« und

Torfrnehl .
Ab 1. April bis 31. Of *

"
tober 1922 ist für den
Werkehr der deutschen
Reichsbahnen (mit Aus¬

nahme der Stationen der
Saarbahnen ) ein Aus¬
nahmetarif für Torfftre «
und Torfmull von den

Torfstreufabrikstationen
eingeführt worden. R 3e-
res in unserem Tarif - u.
Berkehrsar^ eiger . . M .780
Karlsruhe , 5 . April 1923.

Ei .' nbahngeneraldirektiou ,
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